
A ufgrund der durch die Studierendenprotes-
te seit Herbst 2009 neu entf lammten Debatte 
über unser Hochschulsystem konnte man an 

mannigfalt iger Stel le lesen und hören, was uns der Bo-
logna-Prozess verspricht – Anerkennung von Abschlüs-
sen, höhere Mobil i tät, mehr Mitspracherecht der Stu-
dierenden und bessere Jobchancen –, aber gerade 
eben nicht leistet. „Die Bologna-Blase ist geplatzt“, 
t itelte beispielsweise FAZ.net am 24.11.2009. 
Doch wir wollen dieses Reform-Trauerspiel erst einmal 
übersehen und den historischen Wurzeln des Bolog-
na-Prozesses nachspüren, der seine ersten Auswüchse 
1997 in Lissabon annahm. Dort trafen Europarat (also 
keine Instanz der EU) und UNESCO zusammen, um ein 
Abkommen über die gegenseit ige Anerkennung von 
Studienabschlüssen in der europäischen Region zu 
schl ießen. Dieses Programm war also weder einer EU-
Doktr in unterstel lt ,  noch musste es auf europäische 
Staaten beschränkt bleiben. Zwei Jahre später hieß das 

Ganze dann Bologna-Prozess und wurde von anfangs 
29 europäischen Staaten unter maßgeblichem Einfluss 
der EU vorangetr ieben. Jene hat im Jahr 2000 die ehr-
geizige Lissabon-Strategie init i iert,  um innerhalb von 
10 Jahren der al l i terativ eindrucksvol le „wettbewerbs-
fähigste, wissensgestützte Wirtschaftsraum der Welt“ 
zu werden. Der Bologna-Prozess wurde in der Folge 
kurzerhand diesem Ziel unterstel lt .  So wurde aus einem 
anfänglich progressiven UNESCO-Programm plötzl ich 
eine wirtschaftl ich orientierte Reform, die aus den Uni-
versitäten nach ökonomischen Maßstäben handelnde 
Unternehmen auf einem globalen Bi ldungsmarkt ma-
chen sol lte. Die Konsequenzen spüren wir:  Verschulung 
und Überfrachtung der Lehrpläne, eingeschränkte Mo-
bil i tät, entdemokratis ierte Universitäten, ein fast nutz-
loser Bachelor-Abschluss und stärkere soziale Selekti-
on. I ronischerweise wird genau jenes Bologna-Papier 
(Berl in-Kommuniqué 2003), in welchem zum ersten Mal 
der Lissabon-Strategie Tr ibut gezol lt  wird, von einem 

Eingeständnis zur sozialen Dimension des Bologna-Pro-
zesses eingeleitet. Nachdem man nun den Entschluss 
gefasst hatte, das europäische Hochschulsystem Wirt-
schafts interessen zu opfern, wurde zwei Jahre später 
in Norwegen (Bergen-Kommuniqué 2005) auch noch 
darüber beraten, wie man den vermeintl ich erfolgrei-
chen Bologna-Prozess in andere Erdtei le exportieren 
könne.
Der Bologna-Prozess – selbst in keiner Weise rechtl ich 
für die inzwischen 47 Unterzeichnerstaaten bindend – 
war natürl ich nicht der erste Ansatz zu Verbesserun-
gen im Bi ldungssystem. Besonders hervorzuheben ist 
der schon 1966 gefasste sogenannte UN-Sozialpakt, 
der von fast al len Mitgl iedern der UNO ratif iz iert wur-
de (Deutschland 1973, Österreich 1977, Ital ien 1978) 
und damit völkerrechtl ich bindend ist.  Neben heute 
selbst¬verständlichen Menschenrechten ist darin in 
Artikel 13.2 (c) auch das Recht auf al lgemeinen und 
freien Hochschulzugang enthalten. In Deutschland 
hatte dies schon Klagen und Gesetzesentwürfe gegen 
Studiengebühren zur Folge – bis lang ohne Erfolg. Der 
Sozialpakt ist wie so oft nur ein Lippenbekenntnis der 
Polit ik zu einer sozial gerechten Welt.
Diese Ignoranz der Regierungen mit ihrer nur an der 
Wirtschaft ausgerichteten Pol it ik hatte nicht nur zur 
Folge, dass Hörsäle besetzt, sondern dass dort auch 
alternative und ergänzende universitäre Strukturen er-
r ichtet wurden. Dies umfasst Forderungen und Ideen 
zu dringend nötigen Reformen, selbstorganis ierte Lehr-
veranstaltungen (in Innsbruck inzwischen im Rahmen 
der „Krit ischen Uni“ etabliert) und ein europaweites 
Protest-Netzwerk unter den Schlagworten „Unsere Uni“ 
und „Uni brennt“. Dieses Netzwerk hat, den Bologna-
Treffen nicht ganz unähnlich und oft als Gegenver-
anstaltung zu jenen, inzwischen schon internationale 
Treffen in München (27.-29.11.2009), Paris (11.2.2010), 
Wien (11.-14.3.2010) und Madrid (8.-14.4.2010) ausge-
r ichtet. Die Möglichkeiten der Betei l igung reichen un-

ter anderem von Besuchen im neuen Studierenden-
raum auf der GeiWi über Betei l igung im Plenum bis 
hin zur Tei lnahme am kommenden Bi ldungskongress in 
Bochum (25.-30.5.2010, www.educationcongress.eu). 
Auch die Produktivität in tradit ionel len Medien ist be-
achtl ich: Ein Buch, eine CD und ein Fi lm von und über 
die Protestbewegung sind wohl nur die vorläufige Bi-
lanz. Dass diese Aktivitäten in Verbindung mit fortge-
setzten Protestaktionen auch die Möglichkeit haben 
die Öffentl ichkeit zu erreichen wurde hinlänglich be-
wiesen. Damit holen sich Studierende ihr Mitsprache-
recht wieder zurück und signalis ieren, dass s ie s ich als 
Tei l  der Universitäten verstehen. Es wird nicht nur zur 
Kr ise des Hochschulsystems Stel lung bezogen, sondern 
es werden auch alternative Vorschläge gemacht und 
manche davon auch kurzerhand in Eigeninit iative um-
gesetzt. Speziel l  in Österreich versucht die Regierung 
trotz al l  dem noch immer, die Proteste einfach auszu-
sitzen – umso fataler wäre es, jetzt zu resignieren.

Quellen und weiterführende Links

Die Kommuniqués der Bologna-Konferenzen lassen sich mü-

helos im Web f inden, für den UN-Sozialpakt sucht man ein-

fach nach „CESCR“. Buch und CD f indet man unter „Uni 

brennt“ auf Amazon (eine Buchrezension f indet s ich auch 

in dieser diogenes-Ausgabe) bzw. MySpace. Die zentra-

le Website der Protestbewegung unsereuni.at lohnt stets 

einen Besuch, für Innsbruck führt der Weg zu sowimax.at 

oder gleich per pedes in den neuen Studierendenraum im 

GeiWi-Erdgeschoss.
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